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betragen kann. Bereits 1992 wurden 
deshalb auf der Umwelt- und Wasser-
konferenz der Vereinten Nationen die 
vier Dubliner Prinzipien beschlossen. 
Sie beziehen sich auf Ressourcenschutz 
und Nachhaltigkeit, Partizipation von 
Nutzern, Planern und Entscheidern, 
den ökonomischen Wert des Wassers 
und seine Bedeutung als ökonomisches 
Gut – sowie auf die zentrale Rolle der 
Frauen bei der Wasserversorgung, dem 
Wassermanagement und -schutz.

Globale Postulate, 
lokale Untätigkeit

Trotz alledem hapert es nach wie vor 
mit der Umsetzung dieser Prinzipien 
auf lokaler Ebene. Insbesondere die ge-
schlechtsspezifischen Erfahrungen und 
das unterschiedliche Wissen über haus-
halts- und landwirtschaftsbezogenes 
Wassermanagement werden auf der 
konkreten Projektebene viel zu wenig 
berücksichtigt.

Aufgrund der geschlechtlichen Ar-
beits- und Zuständigkeitsverteilung set-
zen Frauen und Männer unterschied-
liche Prioritäten, beispielsweise bei der 
Frage des Zugangs zu Wasser, so die 
Bilanz der Untersuchungen der Latein-
amerikaexpertin Vivienne Bennett in 
Ecuador. Frauen erwarteten eine kons-
tante zeitliche Verfügbarkeit des Was-
sers im Tagesverlauf und eine räum-
liche Verfügbarkeit durch kleinteilige 
Leitungserschließung, um den Bedürf-
nissen der Versorgung und Hygiene 
nachkommen zu können und um lange 
Wege zur Wasserstelle zu vermeiden. 
Männer hingegen optierten für ein Ro-
tationsprinzip, bei dem sie nicht regel-
mäßig jeden Tag Zugang zu Wasser ha-

Der aktuelle Human Development Re-
port des Entwicklungsprogramms der 
Vereinten Nationen (UNDP) trägt den 
Titel „Nicht nur eine Frage der Knapp-
heit: Macht, Armut und die globale 
Wasserkrise“. Damit wird auf eine 
Grundtatsache verwiesen, die in der 
öffentlichen Debatte häufig übersehen 
wird: Die Ressource Wasser ist nicht 
generell knapp, sie ist in erster Linie 
ungleich verteilt. Wasserknappheit, so 
die grundlegende These des Berichts, 
wird in den meisten Fällen nicht durch 
tatsächliche Versorgungsmängel ver-
ursacht, sondern sie hat institutionelle 
und politische Ursachen.1

In besonderer Weise sind Frauen von 
Wasserknappheit betroffen. Dennoch 
wird dieser Tatsache in der konkreten 
Politik kaum Beachtung geschenkt, ob-
wohl bereits seit Jahren die besondere 
Berücksichtigung der Rolle von Frauen 
postuliert wird. So verlangt etwa Ziel 3
der UN-Millenniumsziele die Förde-
rung der Gleichstellung der Geschlech-
ter, unter anderem, so Ziel 7, beim Zu-
gang zu sauberem Trinkwasser. Auch 
im UNDP-Bericht finden sich zahl-
reiche Hinweise auf den Zusammen-
hang von Wasserkrise und Geschlech-
terungleichheit. So sind Frauen schon 
aufgrund ihrer Zuständigkeit für die 
reproduktiven Tätigkeiten in besonde-
rem Maße von Wasser abhängig. Nah-
rungszubereitung, Hygiene und Ge-
sundheitsversorgung sind ohne Wasser 
nachgerade nicht möglich. Erschwe-
rend kommt der enorme physische und 
zeitliche Aufwand für die Beschaffung 
von Wasser hinzu, der in bestimmten 
Weltregionen mehrere Stunden täglich 

1 Vgl. Petra Dobner, Des Menschen Recht auf 
Wasser, in: „Blätter“ 1/2007, S. 9-13.

Christine Bauhardt

Wasser als Genderfrage
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ben, aber eine hohen Durchfluss, sobald 
sie an der Reihe waren, um die Felder 
zu bewässern. Bennetts Fazit: Beide, 
Männer wie Frauen, haben zwingende 
Gründe für ihre jeweiligen Prioritäten, 
und nur die Berücksichtigung beider 
Perspektiven führt letztlich zu einem 
effektiven Bewässerungssystem.2

Dieses Beispiel zeigt, wie wichtig und 
zugleich vergleichsweise banal sich ein 
geschlechtsdifferenzierender Blick auf 
die Frage des Zugangs zu Wasser aus-
wirken kann. Dabei basieren die un-
terschiedlichen Bedürfnisse von Män-
nern und Frauen nicht auf vermeintlich 
biologisch-natürlichen Ursachen, son-
dern auf der Tatsache geschlechtlich 
codierter Zuständigkeiten und Tätig-
keiten innerhalb der gesellschaftlichen 
Organisation. So ist in diesem kon-
kreten Fall den Männern die Bewässe-
rung der Felder, insbesondere zum An-
bau von cash crops (für den Export be-
stimmte Agrarprodukte), und den Frau-
en neben der Sicherung der Subsistenz-
grundlagen die Versorgung des familia-
len Zusammenhangs und die Pflege der 
Kinder zugewiesen. Das bedeutet, dass 
die Arbeitsteilung auch anders vorstell-
bar wäre – und häufig auch anders ist, 
wenn nämlich den Frauen neben den 
reproduktiven, personenbezogenen Ar-
beiten zusätzlich die komplette Feldar-
beit zufällt, weil die Männer beispiels-
weise mehrheitlich in urbane Zentren 
abgewandert sind.

Aufgrund dieser Problemlage wur-
den auf der genannten UN-Konferenz 
in Dublin sowie bereits in Kapitel 18 
der Agenda 21 des Rio-Umweltgip-
fels von 1992 die Voraussetzungen für 
ein „integriertes Wassermanagement“ 
aus Gender-Perspektive skizziert. An-
gestrebt wird dabei ein sektorübergrei-
fender Ansatz, der die Verfügbarkeit 
von Wasser sowie den Schutz der Um-
welt und des Wassers miteinander ver-

2 Vivienne Bennett, Introduction, in: Vivienne 
Bennett, Sonia Dávila-Poblete und María Nie-
ves Rico (Hg.), Opposing Currents. The Politics 
of Water and Gender in Latin America, Pitts-
burgh 2005.

binden soll. Gleichzeitig wird die zen-
trale Bedeutung der Frauen anerkannt.

Wie in jedem anderen Politikfeld gilt 
jedoch auch hier: Die Postulierung von 
Prinzipien garantiert keinesfalls, dass 
diese auch umgesetzt werden, zumal 
es sich im Einzelnen um widersprüch-
liche und teilweise unvereinbare For-
derungen handelt. Einer der problema-
tischsten Aspekte ist der Widerspruch 
zwischen der Forderung nach Zugang 
zu Wasser als einem Menschenrecht ei-
nerseits und der praktizierten Inwert-
setzung des Wassers (und der damit ver-
knüpften Privatisierung) andererseits. 
Viele Aktivisten aus der Umweltbewe-
gung gehen deshalb davon aus, dass 
sich, angesichts der herrschenden neo-
liberalen Globalisierung, an der Über-
ausbeutung der Wasserressourcen, an 
den Nutzungskonflikten, an der unglei-
chen Verteilung von Nutzen und Lasten 
und an der hemmungslosen Verschmut-
zung konkret wenig ändern wird.

Ungeachtet dessen kommt es wei-
terhin darauf an, die dramatischen 
Widersprüche zwischen Norm und Fak-
tizität zu benennen und kritisch zu be-
arbeiten. So sieht der aktuelle UNDP-
Bericht über die menschliche Entwick-
lung 20 Liter sauberes Wasser pro Tag 
und pro Person als Minimum an, um die 
Achtung des Menschenrechts auf Was-
ser sicherzustellen. „Von einer funktio-
nierenden Wasser- und Sanitärversor-
gung gehen mit die stärksten Impulse 
für die menschliche Entwicklung aus,“ 
heißt es dort, denn „Wasser- und Sani-
tärversorgung sind grundlegende Men-
schenrechte.“ Gleichzeitig wird auch 
hier die Befürchtung formuliert, dass 
unter den derzeitigen Rahmenbedin-
gungen die Millenniumsziele nicht zu 
erreichen sind.

Gender Mainstreaming 
im integrierten Wassermanagement

Welche Themen sind nun im Zusam-
menhang mit integriertem Wasser-
management aus Gender-Perspektive 
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besonders relevant? Maßgebliche Hin-
weise geben der „Resource-Guide“ 
der Gender and Water Alliance und 
die Handreichung für Wassermanager, 
„Why Gender Matters“, beide aus dem 
Jahr 2006. Dort wird unter anderem 
darauf verwiesen, dass die Zahlungsfä-
higkeit und -bereitschaft von Männern 
und Frauen unterschiedlich ist. Investi-
tionen in die Infrastruktur werden umso 
rentabler, wenn die geschlechtsspezi-
fisch unterschiedlichen Erwartungen, 
Erfahrungen und Beteiligungsformen 
an Bewässerungsprojekten berücksich-
tigt werden und wenn das traditionelle 
Wissen von Frauen und Männern im 
Wassermanagement anerkannt und 
gleichberechtigt einbezogen wird.

Generell nutzen Männer und Frau-
en natürliche Ressourcen höchst un-
terschiedlich. Die weiträumige Rodung 
von Wäldern wird eher von reichen 
Männern, lokale Abholzung von Män-
nern und Frauen der ländlichen Mittel-
klasse und das Holzsammeln vor allem 
von armen Frauen betrieben. Insbe-
sondere der vorsorgende Umwelt- und 
Ressourcenschutz ist deshalb zumeist 
das Anliegen von Frauenorganisatio-
nen, die sich für den Erhalt des Waldes 
bzw. die Wiederaufforstung engagie-
ren. Die weltweit bekanntesten Organi-
sationen sind die Chipko-Bewegung in 
Indien und das Green Belt Movement in 
Kenia, beides von Frauen initiierte und 
getragene Gruppen.

Ein unter Gender-Perspektive betrie-
benes integriertes Wassermanagement 
würde deshalb nicht nur das individu-
elle Wohlbefinden von Männern und 
Frauen erhöhen, sondern auch zur ge-
samtgesellschaftlichen Wohlfahrt bei-
tragen. So hängen von der Wasser-
verfügbarkeit derzeit sowohl die glo-
bale Nahrungssicherheit als auch der 
Gesundheitszustand von Frauen bzw. 
Mädchen und ihre Bildungsmöglich-
keiten ab, da es in den meisten Gesell-
schaften nach wie vor Frauenarbeit ist, 
für Wasser zu sorgen. Die enorme Zeit 
und Energie wären auf anderem We-
ge, etwa durch intensivierte Bildungs-

anstrengungen, weit sinnvoller einzu-
setzen, sowohl für das Wohlergehen 
der Frauen als auch zum Nutzen der 
Gemeinschaft. In der Entwicklungszu-
sammenarbeit wird deshalb schon seit 
geraumer Zeit die Berücksichtigung 
von Gender Mainstreaming für ein 
integriertes Ressourcen-Management 
gefordert.

Die feministische Kritik

Aber Gender Mainstreaming ist aus 
feministischer Sicht auch umstritten 
– zumal dann, wenn nicht gleichzeitig 
bedacht wird, in welchem global-öko-
nomischen Kontext wasserbezogene 
Entscheidungen gefällt werden. Die 
Privatisierung des Wassers steht nicht 
umsonst derzeit im Zentrum der femi-
nistischen Debatte.

Ein inzwischen auch in der Bundes-
republik häufig geäußertes Unbehagen 
betrifft zudem die Gefahr der Essenzia-
lisierung und Homogenisierung der 
Genusgruppen. Dieses Problem wird in 
dem Augenblick virulent, wenn zuneh-
mend von „both genders“ gesprochen 
wird. „Gender“ als analytisches Kon-
zept setzt sich ja gerade ab von einer 
biologisch fundierten Zweigeschlecht-
lichkeit. Mit dem Konzept von „both 
genders“ wird ebendiese Bipolarität je-
doch tendenziell reproduziert. Ein wei-
terer Kritikpunkt bezieht sich darauf, 
dass Frauen durch Gender Mainstrea-
ming in der Entwicklungszusammen-
arbeit neue Aufgaben und Zuständig-
keiten überantwortet werden könnten, 
anstatt sie von ihren bereits überbor-
denden Pflichten zu entlasten. Hinzu 
kommt, dass es gerade im Wassersek-
tor äußerst fraglich ist, ob Frauen ihren 
Machtzuwachs, den sie durch das Ma-
nagement der Wasserversorgung er-
werben, auf Dauer tatsächlich sichern 
können. Gerade dieser Machtzuwachs 
bringt jedoch tradierte Geschlechter-
verhältnisse ins Wanken und stellt he-
gemoniale Machtansprüche von Män-
nern in Frage.
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Schließlich darf Gender Mainstrea-
ming in keinem Fall dazu führen, die 
institutionalisierte Hegemonie des 
globalen Nordens auszublenden. An-
dernfalls wäre sie hochgradig kontra-
produktiv. Durch die Freihandelspolitik 
der globalen Liberalisierungsinstitu-
tionen, welche insbesondere im Privati-
sierungsdruck durch die Welthandels-
organisation und den Internationalen 
Währungsfonds zum Ausdruck kommt, 
wird Wasser nicht als grundlegendes 
Menschenrecht anerkannt, sondern als 
marktfähiges Gut gehandelt. Die Priva-
tisierung von Wasser perpetuiert Ge-
schlechterungleichheit, da sie auf die 

traditionelle Rolle von Frauen als Kri-
senmanagerinnen aufbaut. Preiserhö-
hungen, Wasserknappheit, Qualitäts-
verschlechterungen und Gesundheits-
risiken werden damit in erster Linie 
auf Frauen abgewälzt. Wasser als Men-
schenrecht zu betrachten bedeutet da-
gegen, die Geschlechtergerechtigkeit 
und das Empowerment von Frauen tat-
sächlich zu befördern. Dies kann jedoch 
nur im Rahmen einer grundsätzlichen 
Kritik der neoliberalen Globalisierung 
wirksam erfolgen. Andernfalls hätte 
Gender Mainstreaming, auch und gera-
de im Bereich der Wasserpolitik, kaum 
mehr als kosmetischen Charakter.

Andreas Baumer

Zapatero im Zangengriff

De facto war der Friedensprozess im 
Baskenland schon mit dem Bombenan-
schlag der ETA auf den Madrider Flug-
hafen am 30. Dezember 2006 zu Ende, 
jetzt bekamen es die Spanier noch ein-
mal schriftlich: Gut eine Woche nach 
den Kommunal- und Regionalwahlen in 
Spanien und fünf Monate nach der töd-
lichen Bombe verkündete die ETA das 
offizielle Ende der seit März 2006 gel-
tenden Waffenruhe und erklärte, den 
Kampf „an allen Fronten“ wieder auf-
nehmen zu wollen. Damit ist der bislang 
ambitionierteste Versuch gescheitert, 
den ältesten bewaffneten Konflikt in 
Europa zu beenden und die baskische 
Frage politisch zu lösen. Für den so-
zialistischen Ministerpräsidenten José 
Luis Rodríguez Zapatero bedeutet dies 
eine bittere Niederlage. Er hatte mehr 

gewagt als alle seiner Vorgänger und 
sich auf einen Prozess eingelassen, der 
neben der Entwaffnung der ETA auch 
politische Verhandlungen über die Zu-
kunft des Baskenlandes umfassen soll-
te.1 Dafür wurden er und seine Regie-
rung in einer beispiellosen Kampagne 
der oppositionellen Volkspartei (Partido 
Popular, PP) der Komplizenschaft mit 
der baskischen Terrororganisation be-
zichtigt.

Es scheint derzeit, als könnte die PP 
vom endgültigen Scheitern des Frie-
densprozesses profitieren. Ein erstes 
Anzeichen dafür ist ihr knapper Er-
folg bei den Kommunal- und Regional-
wahlen vom 27. Mai. Kommunal- und 

1 Vgl. Andreas Baumer, ETA ohne Waffen, in: 
„Blätter“ 5/2006, S. 534-537.
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